
74. Landeskongress am 04./05. November 2017 in Hannover

ANTRAGSBUCH



Eine kleine Einführung in den Kongressablauf

Rede-, antrags- und stimmberechtigt ist  jedes Mitglied der Jungen Liberalen
Niedersachsen. Anträge müssen innerhalb einer Frist von drei Wochen vor dem
Landeskongress eingereicht werden.

Dringlichkeitsanträge können  bis  zum  Kongressbeginn  eingereicht  werden.
Damit der  Antrag beraten werden kann, muss zu Beginn des Kongresses die
Dringlichkeit festgestellt werden. Dies ist typischerweise dann der Fall, wenn
sich nach Fristende Umstände ergeben, auf die der Antrag Bezug nimmt.

Das  Tagungspräsidium wird  zu  Beginn  des  Kongresses  gewählt,  leitet  den
Kongress und ruft die einzelnen Tagesordnungspunkte und Redner auf.

Das reguläre Antragsberatungsverfahren läuft wie folgt ab:
• In der ersten Lesung hat der Antragsteller zunächst die Gelegenheit, den

Antrag zu begründen. Danach erfolgt eine allgemeine Aussprache.
• In  der  zweiten  Lesung werden  nacheinander  alle  eingereichten

Änderungsanträge beraten und in einer Aussprache diskutiert. Über jeden
Änderungsantrag  wird  einzeln  abgestimmt.  Änderungsanträge
unterliegen keiner  Frist  und können während des  Kongresses  jederzeit
beim Tagungspräsidium eingereicht werden.

• In  der  dritten  Lesung wird  über  den  –  ggf.  in  der  zweiten  Lesung
geänderten – Gesamtantrag abgestimmt. Erhält der Antrag die einfache
Mehrheit  der  abgegebenen  Stimmen,  wird  er  Beschlusslage  des
Landesverbandes.

Wortmeldungen nimmt  das  Tagungspräsidium  (Aufzeigen  mit  einer  Hand)
entgegen. Das Präsidium führt eine Rednerliste.

Während  der  Debatten  können  durch  Aufzeigen  mit  beiden  Händen
Geschäftsordnungsanträge (GO-Antrag)  gestellt  werden.  Diese  werden  sofort
nach  Ende  des  aktuellen  Redebeitrages  aufgerufen.  Der  GO-Antrag  gilt  als
angenommen, wenn keine Gegenrede erfolgt. Erfolgt eine Gegenrede oder eine
„formale“  Gegenrede  (kein  Wortbeitrag),  wird  über  den  Antrag  abgestimmt.
Typische Geschäftsordnungsanträge sind:

• Antrag auf Schluss der Rednerliste
• Antrag auf sofortige Abstimmung (Änderungsantrag oder Gesamtantrag)
• Antrag auf Übergang in die zweite Lesung (während der ersten Lesung)
• Antrag auf Verweisung des Sachantrags (z.B. in einen Landesarbeitskreis)
• Antrag auf Begrenzung der Redezeit (z.B. auf 3 Minuten)

Grundsätzlich können jederzeit Zwischenfragen an den Redner gestellt werden.
Hierzu stellt man sich an ein Saalmikrofon und meldet sich. Das Präsidium fragt
dann bei nächster Gelegenheit den Redner, ob er die Zwischenfrage zulassen
möchte.



ANREISE

PRESSEKONTAKT

KONTAKT

Congress Hotel am Stadtpark
Clausewitzstr. 6
30175 Hannover

Johann Gerlieb
Landesgeschäftsführer
E-Mail: gerlieb@julis.de

Lutz Haunhorst
Stellv. Landesvorsitzender für 
Organisation

Mobil: +49 160 94 48 86 06
E-Mail: haunhorst@julis.de

Mareike Röckendorf
Stellv. Landesvorsitzende für 
Presse- und Öffentlichkeitsar-
beit

Mobil: +49 176 84 86 95 52
E-Mail: roeckendorf@julis.de

LAND DER 		
      ZUKUNFT

4. - 5. November 
in Hannover

74. Landeskongress

Anmeldung und weitere 
Informationen zum 
Kongress und zur 
Übernachtung 
unter: 
www.julis-nds.de

ANMELDUNG



SAMSTAG, 5. NOVEMBER

1. Eröffnung des Kongresses
2. Feststellung der ordnungsgemäßen La-
dung und Beschlussfähigkeit
3. Wahl eines Tagungspräsidiums und 
zweier Protokollanten 
4. Genehmigung der Tagesordnung
5. Wahl einer Zählkommission
6. Feststellung der Dringlichkeit von 
Dringlichkeitsanträgen und Festlegung der 
Antragsreihenfolge nach dem AMV
7. Beratung von Anträgen auf Änderung der 
Satzung, der Geschäftsordnung der Lan-
deskongresse sowie der Landesbeitrags-
ordnung
8. Anträge über die Verlängerung der Gül-
tigkeit auslaufender Beschlusslage
9. Grußworte
10. Rede des Landesvorsitzenden der Jun-
gen Liberalen e. V., Lars Alt, mit Ausspra-
che
11. Antragsberatung
12. Ggf. Nachwahlen zum geschäftsführen-
den Landesvorstand
13. Fishbowldiskussion mit Dr. Marco 
Genthe, Konstantin Kuhle, Björn Förster-
ling und Matthias Seestern-Pauly. Modera-
tion durch Lars Alt.
Fortsetzung der Antragsberatung

19:00 Uhr  Unterbrechung des Kongresses

TAGESORDNUNG

SONNTAG, 6. NOVEMBER

10:00 Uhr  Fortsetzung des Kongresses

Fortsetzung der Antragsberatung

15. Beratung des Leitantrags

Fortsetzung der Antragsberatung

16. Schlusswort des Landesvorsitzenden

15:00 Uhr  Ende des Kongresses

NEUMITGLIEDERSEMINAR

Liebe JuLis, Freunde und Unterstützer,

sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit lade ich im Namen des Landesvorstan-
des gemäß § 5 Abs. 3 unserer Satzung zum 74. 
Landeskongress der Jungen Liberalen Nieder-
sachsen e. V. am 4. und 5. November 2017 nach 
Hannover ein.

Herzliche Grüße
Euer
Lars

Sachanträge müssen bis zum 13. Oktober um 
24:00 Uhr beim Landesprogrammatiker Joscha 
Knolle (knolle@julis.de), in unserer Landes-
geschäftsstelle (niedersachsen@julis.de) oder 
online über das Antragsformular auf www.ju-
lis-nds.de eingereicht werden.

Rede-, antrags- und stimmberechtigt ist je-
des ordentliche Mitglied der Jungen Liberalen 
Niedersachsen. Die Teilnahme am Kongress 
ist kostenlos, bei Bedarf sind Übernachtungen 
und Verpflegung zu erwerben. 
Mitgliedern erstatten wir Fahrtkosten von 
0,05 Euro pro Kilometer ab der dem Landes-
verband bekannten Adresse. Die Berechnung 
erfolgt entsprechend der Postleitzahl.

Minderjährige Teilnehmer/innen müssen eine 
Einverständniserklärung der Personenberech-
tigten zur Teilnahme am Landeskongress an 
die Landesgeschäftsstelle senden. Außerdem 
sind die Erziehungsaufgaben an eine einge-
setzte Person zu übertragen. Beides ist mit un-
serem Jugendschutzformular möglich.

Am Vorabend des Landeskongresses findet 
wieder ein Neumitgliederseminar statt. Dieses 
richtet sich vor allem an unsere Neulinge, die 
im Laufe des letzten Jahres und insbesonde-
re nach den letzten Wahlen zu uns gestoßen 
sind. Wir möchten den Einstieg in die einzige 
liberale Jugendorganisation in Niedersachsen 
so einfach wie möglich machen, die Möglich-
keiten für persönliches Engagement aufzei-
gen, die Strukturen des Verbandes erläutern 
und praktische Tipps für die Arbeit vor Ort 
geben.

Das Seminar findet am Freitag, 3.11.2017 um 
18:00 Uhr im Congress Hotel Hannover statt.

ALLGEMEINE HINWEISE



Antragsübersicht
74. Landeskongress in Hannover

Innen, Recht & Sport

Nr. Platz Antragstitel Antragsteller

100  Haartests aus dem Verkehr ziehen Piet Schwarz, Nemir Ali

101  Run, Fatty, Run! - Sportunterricht
reformieren

KV Göttingen

102  Wahlhelferwechsel ermöglichen KV Braunschweig

103  Schluss mit Stigmatisierung und
Datenkrakerei!

KV Osnabrück-Stadt

104  Bürgerrechte effizient schützen KV Region Hannover

105  Schluss mit den Kindertränen -
Hundegesetz anpassen

LAK Umwelt- & Tierrecht

106  Das Strafrecht dem Rechtsgüterschutz KV Osnabrück-Stadt

107  Schieß kunterbunt und farbenfroh (schon
ab 16;)

KV Osnabrück-Stadt

108  Open Borders – Weil Freizügigkeit ein
Menschenrecht ist!

LAK Migration & Integration, Nemir
Ali

109  Bürgerrechte enden nicht am Stadiontor
– Für eine transparente Polizei mit
Augenmaß

Björn-Christian Seela

110  Hürden für Bürgerbegehren senken KV Ammerland-Oldenburg

111  NINA klarmachen KV Braunschweig

112  Legal Highs nicht pauschal verbieten KV Region Hannover

113  Examensrelevanz des 13. Abschnitts
des StGB

KV Region Hannover

114  Freie Namenswahl KV Region Hannover

115  Staatsvertrag zum Glücksspielwesen:
Regeln mit Sinn statt sinnlose
Regulierungen

KV Lüneburger Heide, Sascha Brake

Bildung, Wissenschaft & Forschung

Nr. Platz Antragstitel Antragsteller

200  Praxisnahe Bildung durch Fachkräfte im
praktischen Unterricht

KV Verden

201  Chemie und Elektro! Statt Elektro statt
Chemie

KV Braunschweig

202  Sommerschulen für Niedersachsen. Max Weitemeier
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Wirtschaft, Finanzen & Arbeit

Nr. Platz Antragstitel Antragsteller

300  Museen heraus aus der Sponsoringfalle! KV Stade

301  Steuerwettbewerb auf Landesebene
einführen

KV Braunschweig

302  Ohne Hochseeflotte keine Sektsteuer! KV Osnabrück-Stadt

303  Steuerwettbewerb – So geht
Föderalismus!

KV Osnabrück-Stadt

Gesundheit & Soziales

Nr. Platz Antragstitel Antragsteller

400  Weil Eigenverantwortung Gerechtigkeit
schafft - Für eine Rente mit Zukunft!

KV Osnabrück-Stadt

401  Niemand muss allein sein – Geben wir
Heimkindern eine Chance!

KV Osnabrück-Stadt

402  Harmonisierung von Abtreibungsfristen KV Lüneburger Heide

403  In Würde altern LAK Pflege & Gesundheit

Landwirtschaft, Umwelt & Verkehr

Nr. Platz Antragstitel Antragsteller

500  Mülltonnenepos beenden – Vorschriften
zeitgemäß anpassen!

KV Stade

501  Mee(h)r privatisieren! KV.net

502  Damit Rotkäppchen ein Märchen bleibt:
Gebt Isegrim zum Abschuss frei!

Helge Gülzau

Europa & Internationales

Nr. Platz Antragstitel Antragsteller

600  EU-Harmonisierung – In Vielfalt geeint! KV Osnabrück-Stadt

601  5 Punkte für einen starken Euro KV Osnabrück-Stadt

Medien, Kultur & Digitales

Nr. Platz Antragstitel Antragsteller

700  OpenPGP als Verschlüsselungsstandard
in Behörden einführen

Piet Schwarz, Nemir Ali, Brian Otten

701  Chancengleichheit beim ESC KV Region Hannover

702  vi antrag.tex -
OpenSource-Technologien in der
Verwaltung!

LAK Netzpolitik & Digitales

703  Keine verdorbene Zwiebeln - gegen
staatliche Überwachung von
Anonymisierungsnetzwerken!

LAK Netzpolitik & Digitales
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 100
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: Piet Schwarz, Nemir Ali

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 Haartests aus dem Verkehr ziehen

2 Die Jungen Liberalen Niedersachsen fordern die FDP auf, sich im Bundestag für ein
3 Einsatzverbot für Haartests bei Verkehrsdelikten und daraus resultierenden
4 Abstinenznachweisen einzusetzen. Desweiteren gilt festzustellen, ob Drogenkonsum- bzw.
5 Abstinenznachweise in weiteren Rechtsbereichen über die Haare vorgenommen werden dürfen,
6 um auch das entsprechend der Begründung zu verbieten. Insbesondere im Arbeits- und im
7 Militärrecht sollte man sicher gehen, dass es zu keinen Strafen aufgrund von fehlinterpretierten
8 Ergebnissen kommt. 

9 Begründung: Das Institut für Rechtsmedizin der Universitätsklinik Freiburg hat Ende des Jahres
10 2015 festgestellt, dass sehr viele Cannabinoide (Wirkstoffe der Cannabispflanze) allein durch
11 das einfache Händeschütteln mit einem Cannabiskonsumenten und einem anschließenden
12 durch's-Haar-streichen in die Haare eindringen können. Die Stoffe können dort mehrere
13 Haarwaschgänge überstehen und können somit zu falschen oder falsch interpretierten
14 Ergebnissen bei Haarproben führen. DOI zur Studie: 10.1038/srep14906 

15 Da das Eindringen von fremden Abbaustoffen anderer Substanzen ebenfalls nicht
16 ausgeschlossen ist, sollten sich die JuLis angesichts ihres Bekenntnisses zum Rechtsstaat und
17 der damit verbundenen Unschuldsvermutung für diese Sache einsetzen. 

18 Sunset-Klausel: 10 Jahre
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 101
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: KV Göttingen

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 Run, Fatty, Run! - Sportunterricht reformieren

2 Sport ist für die gesundheitliche Entwicklung des Menschen und die Schulung des Körpergefühls
3 wichtig. Deswegen ist es wünschenswert, junge Menschen in der Schule an Sport heran zu
4 führen. Die Beschäftigung mit verschiedenen Sportbereichen in unteren Klassenstufen ist
5 sinnvoll, um Kindern einen Überblick über verschiedene Sportkompetenzfelder zu bieten. 

6 Dieses Konzept stößt jedoch an seine Grenzen, sobald es in Konkurrenz mit Vereinssport tritt.
7 Eine gemeinsame Sportstunde von Kindern, die die behandelte Sportart intensiv im Verein
8 betreiben und Kindern, die kein Vortraining, keinen Spaß oder kein Talent für diese Sportart
9 haben, hat für keines der Kinder einen Mehrwert. Weiterhin können nur wenige Sportarten in

10 geringem Umfang behandelt werden. Das Verletzungsrisiko steigt, da eine ausreichend flache
11 Lernkurve und ausreichende Einarbeitungszeit nicht für alle Kinder gewährleistet werden kann.
12 Die geringe Frequenz des Schulsports führt dazu, dass die Beschäftigung mit einer Sportart
13 abgebrochen werden muss, bevor ein Kompetenzlevel erreicht wurde, dass Spaß an der
14 Bewegung mit sich bringt. Auf der anderen Seite wird eine intensive Beschäftigung mit nur
15 wenigen Sportarten im Schulunterricht denjenigen Schülern nicht gerecht, deren sportliches
16 Talent oder Interesse in anderen Bereichen liegt. 

17 Wir glauben, dass die Heranführung an verschiedene Sportkompetenzfelder rechtzeitig in der
18 Kindesentwicklung abgeschlossen und als Ziel des Sportunterrichts aufgegeben werden sollte.
19 Kinder, die Spaß an der körperlichen Betätigung haben, sollten diese fokussiert in Vereinen
20 ausleben. Der Sportunterricht sollte ab diesem Zeitpunkt die generelle Fitness, das
21 Bewegungsbild und den Ausbau des Körpergefühls in den Fokus rücken und damit zur
22 Förderung der körperlichen Gesundheit von Kindern ohne sportliche Freizeitaktivitäten und als
23 supplementäres Training für Sportler dienen. 

24 Ein weiteres Hindernis der sportlichen Entfaltung ist die Ganztagseinbindung der Schüler. Neben
25 terminlichen Überschneidungen zwischen Ganztagsschule und Vereinssport bleibt vielen
26 Schülern nach einem vollen ganztägigem Schultag keine Energie und Zeit für Sportvereine.
27 Vereine müssen die Möglichkeit haben ihre sportlichen Angebote auch im Rahmen der
28 Ganztagsbetreuung anzubieten. Dazu muss Kooperation zwischen Schule und Verein angeregt
29 werden. Allerdings müssen auch Freiräume für die Schüler geschaffen werden, die von den
30 Vereinen genutzt werden können. 

31 Wir fordern konkret:

32 Bis zur Sekundarstufe I soll der Sportunterricht an verschiedene Sportkompetenzfelder
33 wie Ballsportarten oder Leichtathletik heranführen. Vertiefende Kompetenzentwicklung
34 kann und soll der Sportunterricht aber nicht leisten. 
35 Ab der Sekundarstufe II soll sich der Sportunterricht auf die Förderung von Fitness und
36 Bewegungsbild konzentrieren. Konkrete Aktivitäten während des Sportunterrichts können
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37 Kardio- (Laufen, Schwimmen, Radfahren), Kraft- (Gewichtheben, Eigengewichtsübungen,
38 Kraftausdauer) und Beweglichkeitstraining (Yoga, Stretching, Bewegungslehre) und
39 Grundlagen der gesunden, sportgerechten Ernährung sein. Dies ist für Freizeitsportler
40 eine sinnvolle Ergänzung und fördert die Gesundheit von Nichtsportlern, ohne ihnen die
41 Teilnahme an missliebig Sportarten aufzuzwingen.
42 Schüler können sich ab der Sekundarstufe II vom Sportunterricht befreien lassen, wenn
43 sie nachweislich zwei Mal wöchentlich Sport betreiben. Die Anwesenheit muss kontrolliert
44 werden. Was als Sport akzeptiert wird, soll von der Schule festgelegt werden.
45 Kooperation von Schule und Sportvereinen soll ermöglicht, ermuntert und vertieft werden.
46 Vereinssport muss die Möglichkeit haben in das Ganztagskonzept der Schule
47 einzufließen, AGs anzubieten und im allgemeinen den Sportunterricht in der Schule zu
48 ersetzen. Deshalb sollen auch Schulsportstunden möglichst immer an Randstunden
49 liegen.
50 Die Schule soll eine generelle Sportprüfung für alle Schüler veranstalten, an der auch die
51 vom Sportunterricht befreiten Schüler teilnehmen müssen. Dort müssen die Kardio-,
52 Kraft- und Beweglichkeitsfähigkeiten abgefragt und bewertet werden. Die genaue
53 Ausgestaltung der Prüfung unterliegt der Schule und muss sich an den verfügbaren
54 Sportanlagen orientieren.
55 Die Sportnote, die aus der allgemeinen Sportprüfung hervorgeht, soll sich an absoluten
56 Vorgaben orientieren, aber Lehrer sollen Ermessensspielraum erhalten, um
57 Verbesserung und Motivation mit in die Note einfließen lassen zu können.

58 Begründung: Erweiterung und konkrete Ausgestaltung der Bestehenden Beschlusslage
59 "Liberale Sportpolitik" vom 59. Landeskongress: http://julis-nds.de/wiki/doku.php?id=beschlussla
60 ge:59._landeskongress:1.05_-_liberale_sportpolitik 

61 Weitere Begründung erfolgt ggf. mündlich. 

62 Sunset-Klausel: 5 Jahre
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 102
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: KV Braunschweig

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 Wahlhelferwechsel ermöglichen

2 Die Jungen Liberalen Niedersachsen fordern, dass man sich einen verbindlichen Ersatz als
3 Wahlhelfer suchen kann. Beide Beteiligten teilen dem Wahlamt schriftlich mit, wer für wen das
4 Amt als Wahlhelfer übernimmt. Dabei übernimmt die Vertretung für diesen Wahltermin alle
5 Rechte und Pflichten als Wahlhelfer.  

6 Begründung: erfolgt mündlich. 

7 Sunset-Klausel: 3 Jahre
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 103
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: KV Osnabrück-Stadt

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 Schluss mit Stigmatisierung und Datenkrakerei!

2 Die Jungen Liberalen Niedersachsen fordern, dass die Niedersächsische Landespolizei die
3 Speicherung der Daten von Menschen mit HIV, sowie Hepatitis B und C Infektionen einstellt und
4 sämtliche bestehenden Daten umgehend löscht. 

5 Begründung: Erfährt die Polizei bspw. während eines Ermittlungsverfahrens, dass eine Person
6 HIV-positiv oder an Hepatitis B oder C erkrankt ist, speichert sie diese Information. Wenn das
7 nächste Mal ein Streifenpolizist die Personalien des Betroffenen überprüft, wird im Computer der
8 Hinweis "ANST" für "Ansteckungsgefahr" angezeigt. In Niedersachsen waren im Januar dieses
9 Jahres 4498 Personen mit diesem Hinweis im Polizeisystem POLAS gespeichert. 

10 Matthias Stoll, leitender Oberarzt an der Medizinischen Hochschule Hannover und Experte für
11 Infektionskrankheiten: "Gegen Hepatitis B sollten die betroffenen Polizisten geimpft sein.
12 Hepatitis C kann man inzwischen heilen." Bleibt also noch HIV. "Die Polizei hat vor allem
13 Probleme mit der zunehmenden Gewaltbereitschaft der Menschen – mit Auseinandersetzungen,
14 bei denen Blut fließt. Da gibt es ein gewisses Risiko der Übertragung wenn virushaltiges Blut in
15 offene Wunden gelangt. Es liegt allerdings bei unter einem Prozent, also im Promillebereich."
16 Häufig sei die Gefahr sogar noch wesentlich geringer, nämlich wenn ein HIV-Patient behandelt
17 werde. Macht der Hinweis die Arbeit der Polizisten nicht trotzdem zumindest ein wenig sicherer?
18 Stoll widerspricht: In der Datenbank würden nur diejenigen erfasst, die von ihrer Infektion
19 wüssten. Diese Menschen würden meist behandelt. "Mit Abstand am ansteckendsten – und für
20 die Übertragungssituation in Deutschland von herausragender Bedeutung – sind diejenigen, die
21 sich neu infiziert haben und davon noch nichts wissen." Die Datenbank sorge also
22 möglicherweise für ein falsches Gefühl der Sicherheit. Der Mediziner hält fest: "Solche Register
23 sind vor allem diskriminierend." ("Warum die Polizei Daten zu HIV-Infektionen speichert", Neue
24 Osnabrücker Zeitung vom 15.02.2017) 

25 Sunset-Klausel: 3 Jahre
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 104
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: KV Region Hannover

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 Bürgerrechte effizient schützen

2 Durch die Änderung der StPO und des OWiG soll in einigen Fällen die Blutentnahme nicht mehr
3 unter Richtervorbehalt stehen. Doch der Richtervorbehalt ist ein wesentliches Element zum
4 Schutz der Rechte des Einzelnen. Insofern sollen die neu eingefügten Sätze wieder gestrichen
5 werden. 

6 Begründung: 

7 Streiche den § 81a Absatz 2 Satz 2 StPO.

8 § 81a Körperliche Untersuchung des Beschuldigten; Zulässigkeit körperlicher Eingriffe 

9 (1) Eine körperliche Untersuchung des Beschuldigten darf zur Feststellung von Tatsachen
10 angeordnet werden, die für das Verfahren von Bedeutung sind. Zu diesem Zweck sind
11 Entnahmen von Blutproben und andere körperliche Eingriffe, die von einem Arzt nach den
12 Regeln der ärztlichen Kunst zu Untersuchungszwecken vorgenommen werden, ohne
13 Einwilligung des Beschuldigten zulässig, wenn kein Nachteil für seine Gesundheit zu befürchten
14 ist. 

15 (2) Die Anordnung steht dem Richter, bei Gefährdung des Untersuchungserfolges durch
16 Verzögerung auch der Staatsanwaltschaft und ihren Ermittlungspersonen (§ 152 des
17 Gerichtsverfassungsgesetzes) zu. Die Entnahme einer Blutprobe bedarf abweichend von Satz 1
18 keiner richterlichen Anordnung, wenn bestimmte Tatsachen den Verdacht begründen, dass eine
19 Straftat nach § 315a Absatz 1 Nummer 1, Absatz 2 und 3, § 315c Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe
20 a, Absatz 2 und 3 oder § 316 des Strafgesetzbuchs begangen worden ist. 

21 (3) Dem Beschuldigten entnommene Blutproben oder sonstige Körperzellen dürfen nur für
22 Zwecke des der Entnahme zugrundeliegenden oder eines anderen anhängigen Strafverfahrens
23 verwendet werden; sie sind unverzüglich zu vernichten, sobald sie hierfür nicht mehr erforderlich
24 sind.

25 Streiche den § 46 Absatz 4 Satz 2 OWiG.

26  § 46 Anwendung der Vorschriften über das Strafverfahren 

27 (1) Für das Bußgeldverfahren gelten, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, sinngemäß
28 die Vorschriften der allgemeinen Gesetze über das Strafverfahren, namentlich der
29 Strafprozeßordnung, des Gerichtsverfassungsgesetzes und des Jugendgerichtsgesetzes. 

30 (2) Die Verfolgungsbehörde hat, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, im
31 Bußgeldverfahren dieselben Rechte und Pflichten wie die Staatsanwaltschaft bei der Verfolgung
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32 von Straftaten. 

33 (3) Anstaltsunterbringung, Verhaftung und vorläufige Festnahme, Beschlagnahme von
34 Postsendungen und Telegrammen sowie Auskunftsersuchen über Umstände, die dem Post- und
35 Fernmeldegeheimnis unterliegen, sind unzulässig. § 160 Abs. 3 Satz 2 der Strafprozeßordnung
36 über die Gerichtshilfe ist nicht anzuwenden. Ein Klageerzwingungsverfahren findet nicht statt.
37 Die Vorschriften über die Beteiligung des Verletzten am Verfahren und über das
38 länderübergreifende staatsanwaltschaftliche Verfahrensregister sind nicht anzuwenden; dies gilt
39 nicht für § 406e der Strafprozeßordnung. 

40 (4) § 81a Abs. 1 Satz 2 der Strafprozeßordnung ist mit der Einschränkung anzuwenden, daß nur
41 die Entnahme von Blutproben und andere geringfügige Eingriffe zulässig sind. Die Entnahme
42 einer Blutprobe bedarf abweichend von § 81a Absatz 2 Satz 1 der Strafprozessordnung keiner
43 richterlichen Anordnung, wenn bestimmte Tatsachen den Verdacht begründen, dass eine
44 Ordnungswidrigkeit nach den §§ 24a und 24c des Straßenverkehrsgesetzes begangen worden
45 ist. In einem Strafverfahren entnommene Blutproben und sonstige Körperzellen, deren Entnahme
46 im Bußgeldverfahren nach Satz 1 zulässig gewesen wäre, dürfen verwendet werden. Die
47 Verwendung von Blutproben und sonstigen Körperzellen zur Durchführung einer Untersuchung
48 im Sinne des § 81e der Strafprozeßordnung ist unzulässig. 

49 (5) Die Anordnung der Vorführung des Betroffenen und der Zeugen, die einer Ladung nicht
50 nachkommen, bleibt dem Richter vorbehalten. Die Haft zur Erzwingung des Zeugnisses (§ 70
51 Abs. 2 der Strafprozessordnung) darf sechs Wochen nicht überschreiten. 

52 (6) Im Verfahren gegen Jugendliche und Heranwachsende kann von der Heranziehung der
53 Jugendgerichtshilfe (§ 38 des Jugendgerichtsgesetzes) abgesehen werden, wenn ihre
54 Mitwirkung für die sachgemäße Durchführung des Verfahrens entbehrlich ist. 

55 (7) Im gerichtlichen Verfahren entscheiden beim Amtsgericht Abteilungen für Bußgeldsachen,
56 beim Landgericht Kammern für Bußgeldsachen und beim Oberlandesgericht sowie beim
57 Bundesgerichtshof Senate für Bußgeldsachen. 

58 (8) Die Vorschriften zur Durchführung des § 191a Absatz 1 Satz 1 bis 4 des
59 Gerichtsverfassungsgesetzes im Bußgeldverfahren sind in der Rechtsverordnung nach § 191a
60 Abs. 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes zu bestimmen.

61 Im Übrigen erfolgt die Begründung mündlich. 

62 Sunset-Klausel: 5 Jahre
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 105
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: LAK Umwelt- & Tierrecht

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 Schluss mit den Kindertränen - Hundegesetz anpassen

2 Die Jungen Liberalen Niedersachsen fordern den § 3 des Niedersächsischen Hundegesetzes
3 folgendermaßen zu ergänzen:

1.4 Die theoretische Prüfung für den Sachkundenachweis darf maximal 25 € kosten. Der
5 genaue Preis wird durch die Kommunen festgelegt und ist für die Prüfer verbindlich.

2.6 Die praktische Prüfung soll nur bei schweren Hunden (ab 35 kg) Pflicht sein.

7 Begründung: erfolgt mündlich. 

8 Sunset-Klausel: 10 Jahre
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 106
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: KV Osnabrück-Stadt

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 Das Strafrecht dem Rechtsgüterschutz

2 Die Böhmermann-Affäre hat uns vor Augen geführt, was für antiquierte Regelungen das
3 deutsche Strafgesetzbuch immer noch enthält. Die beschlossene Abschaffung der
4 "Majestätsbeleidigung" (§ 103 StGB) kann deshalb nur der erste Schritt sein. Das Strafrecht stellt
5 das schärfste Schwert des Staates dar und darf daher nur dem Rechtsgüterschutz dienen, dabei
6 ist die Verhältnismäßigkeit stets zu wahren. Es ist nicht Aufgabe des Strafrechts, uns zu erziehen
7 oder sittliches und anständiges Verhalten aufzuzwingen oder lediglich unanständiges Verhalten
8 unter Strafe zu stellen. Darüber hinaus kann es nicht sein, dass wir einerseits die Gleichheit aller
9 Menschen vor dem Gesetz einfordern, aber im StGB einige Menschen eben doch gleicher sind

10 als andere und durch erhöhtes Strafmaß "besser geschützt" werden als "normale Menschen". 

11 Konkret fordern wir daher die ersatzlose Streichung folgender Paragraphen des StGBs:

1.12 § 90 Verunglimpfung des Bundespräsidenten
2.13 § 90a Verunglimpfung des Staates und seiner Symbole
3.14 § 90b Verfassungsfeindliche Verunglimpfung von Verfassungsorganen
4.15 § 102 Angriff gegen Organe und Vertreter ausländischer Staaten
5.16 § 103 Beleidigung von Organen und Vertretern ausländischer Staaten
6.17 § 104 Verletzung von Flaggen und Hoheitszeichen ausländischer Staaten
7.18 § 106b Störung der Tätigkeit eines Gesetzgebungsorgans
8.19 § 109 Wehrpflichtentziehung durch Verstümmelung
9.20 § 166 Beschimpfung von Bekenntnissen, Religionsgesellschaften und

21 Weltanschauungsvereinigungen
10.22 § 167 Störung der Religionsausübung
11.23 § 172 Doppelehe
12.24 § 173 Beischlaf zwischen Verwandten
13.25 § 183a Erregung öffentlichen Ärgernisses
14.26 § 184 Verbreitung pornographischer Schriften
15.27 § 188 Üble Nachrede und Verleumdung gegen Personen des politischen Lebens
16.28 § 284 Unerlaubte Veranstaltung eines Glücksspiels
17.29 § 285 Beteiligung am unerlaubten Glücksspiel
18.30 § 287 Unerlaubte Veranstaltung einer Lotterie oder einer Ausspielung
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 107
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: KV Osnabrück-Stadt

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 Schieß kunterbunt und farbenfroh (schon ab 16;)

2 Die Jungen Liberalen Niedersachsen fordern, das Mindestalter für Paintball auf 16 Jahre
3 herabzusetzen. Wer schon 16, aber noch nicht volljährig ist soll künftig mit einer
4 Einverständniserklärung der gesetzlichen Vertreter Paintball spielen können. 

5 Sunset-Klausel: 5 Jahre
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 108
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: LAK Migration & Integration, Nemir Ali

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 Open Borders – Weil Freizügigkeit ein Menschenrecht ist!

2 Die Jungen Liberalen Niedersachsen schlagen deshalb folgende Punkte vor, um Schritt für
3 Schritt den Weg zu immer offeneren Grenzen zu gehen: 

1.4 Jeder Mensch, dem ein Job in Deutschland angeboten wird, hat das Recht nach einer
5 Sicherheitsüberprüfung einzureisen. 

2.6 Jeder Mensch, der sich in Deutschland egal zu welchem Zweck legal aufhält, darf
7 arbeiten. 

3.8 Jeder Mensch, der in Deutschland arbeitet, darf vorbehaltlich einschlägiger
9 Sicherheitsgesetze, die der Abschiebung von Straftätern oder Gefährdern dienen,

10 bleiben, solange er über einen Arbeitsplatz verfügt. Bei Verlust ist ihm, falls keine
11 Niederlassungserlaubnis vorhanden ist, eine seiner bisherigen Arbeitsdauer
12 entsprechenden angemessene Frist einzuräumen, in der er sich einen neuen Arbeitsplatz
13 suchen kann. 

4.14 Jeder Mensch darf zum Zwecke der Arbeitssuche und/oder Unternehmensgründung nach
15 einer Sicherheitsüberprüfung nach Deutschland einreisen und sich, solange seine
16 finanziellen Mittel es ermöglichen und keine Abschiebegründe, die sich aus Straftaten
17 oder Terrorgefahr ergeben, vorliegen, bei uns aufhalten. 

18 Keiner dieser Grundsätze soll die Rechte von Bürgern der Europäischen Union, Asylbewerbern,
19 Asylberechtigen oder Personen mit subsidiärem Schutz einschränken, sondern vielmehr sollen
20 die Rechte von möglichst vielen Menschen erweitert werden.  

21 Um zu verhindern, dass unverhältnismäßig viele Menschen nach Deutschland kommen, die
22 keine realistischen Aussichten auf einen Arbeitsplatz haben, kann von Staatsbürgern der
23 betroffenen Ländern eine Kaution in Höhe der Abschiebekosten verlangt werden. Die Kaution ist
24 umgehend zurückzuzahlen, wenn der Betroffen über drei Monate am Stück gearbeitet hat.  

25 Neuankömmlingen steht der Sozialstaat ab Aufnahme einer Arbeit in demselben Maße zur
26 Verfügung wie auch Deutschen. Bei Verlust der Arbeit gelten die Fristen aus Punkt 3
27 entsprechend.   

28 Begründung: erfolgt mündlich  

29 Sunset-Klausel: 5 Jahre 
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 109
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: Björn-Christian Seela

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 Bürgerrechte enden nicht am Stadiontor – Für eine
2 transparente Polizei mit Augenmaß

1.3 Bei Großveranstaltungen ist die Lage oft unübersichtlich. Da Polizisten keine
4 Kennzeichnung tragen, wissen z.B. die Besucher eines Fußballspiels meist nicht mit wem
5 sie es zu tun haben. Auch vereinzeltes Fehlverhalten kann so schwieriger aufgeklärt
6 werden. Wir JuLis setzen uns daher für eine anonymisierte Kennzeichnungspflicht für
7 Polizistinnen und Polizisten ein.

2.8 In Niedersachsen ist es in letzter Zeit vermehrt zu Stadionverboten und auch so
9 genannten Aufenthaltsverboten für Gefährder im Zusammenhang mit Fußballspielen

10 gekommen. Letztere gelten meist sogar für ganze Innenstadtbereiche. Im
11 Zusammenhang mit dem Ausspruch der Stadionverbote kam es zuletzt auch zu einem
12 Datenaustausch zwischen dem DFB und der Polizei. Betroffen waren oftmals Personen,
13 gegen die kein rechtskräftiges Urteil vorlag. In den meisten Fällen wurden die Verfahren
14 eingestellt oder noch nicht einmal eröffnet, da schlichtweg kein strafbares Verhalten
15 vorlag. Wir sprechen uns deutlich gegen die Weitergabe von Daten aus laufenden
16 Ermittlungsverfahren an private Organisationen wie den DFB aus. Daten aus Verfahren,
17 die eingestellt wurden oder mit Freispruch enden sollen ebenfalls nicht weitergegeben
18 werden dürfen. Auch setzen wir uns gerade im Bereich der Präventivmaßnahmen für
19 mehr Augenmaß ein. Menschen, die letztendlich kein strafbares Verhalten an den Tag
20 gelegt haben, sollten nicht übermäßig in ihrer Bewegungsfreiheit eingeschränkt werden
21 dürfen.

3.22 Wir setzen uns für eine Reform der Datei "Gewalttäter Sport" ein. Diese ist aus
23 bürgerrechtlicher Sicht unter mehreren Gesichtspunkten problematisch. Zunächst sollte
24 die Kategorie A, in der "friedliche Fans" gespeichert werden, abgeschafft werden.
25 Darüber hinaus sollte das Verfahren der Eintragung überdacht werden. Personen, von
26 denen lediglich die Personalien im Zusammenhang mit Sportveranstaltungen
27 aufgenommen werden, sollen nicht mehr gespeichert werden dürfen. Grund für die
28 Speicherung soll nur noch die Aufnahme eines Ermittlungsverfahrens sein. Wird das
29 Verfahren eingestellt oder der Beschuldigte freigesprochen, sollen seine Daten aus der
30 Datei gelöscht werden.
31 Darüber hinaus soll es umfangreiche Informationspflichten der Behörden geben. Der
32 Betroffene ist bei seiner Eintragung, bei der Weitergabe oder Nutzung seiner Daten und
33 der Löschung unverzüglich zu informieren. Gleiches gilt für die so genannten
34 SKB-Dateien.
35 Langfristig setzen wir uns für die Abschaffung der Datei "Gewalttäter Sport" ein.

36 Begründung: erfolgt mündlich. 
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37 Sunset-Klausel: 5 Jahre
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 110
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: KV Ammerland-Oldenburg

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 Hürden für Bürgerbegehren senken

2 Die Hürden für Bürgerbegehren wurden von der rot-grünen Landesregierung für einige
3 Kommunen gesenkt. Die Jungen Liberalen möchten, dass nicht einzig in Ballungsgebieten und
4 Großstädten diese Barriere gesenkt wird, sondern eine einheitliche Regelung gefunden wird. Aus
5 diesem Grund fordern wir:

6 Einheitliche Mindestanzahl an Bürgerinnen und Bürger, um ein Verfahren für ein
7 Bürgerbegehren zu beantragen, um mehr Demokratie zu erwirken.

8 Sunset-Klausel: 10 Jahre
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 111
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: KV Braunschweig

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 NINA klarmachen

2 Die Jungen Liberalen Niedersachsen fordern, dass auch die niedersächsischen Landkreise und
3 kreisfreien Städte das vom Bund betriebene Modulare Warnsystem (MoWaS) nutzen, um die
4 Menschen vor lokalen Gefahrenlagen zu warnen. Im Speziellen soll das MoWaS genutzt werden,
5 um die Notfall-Informations- und Nachrichten-App (NINA) des Bundesamtes für
6 Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe anzusteuern. Durch die zunehmende Digitalisierung
7 und die weite Verbreitung von internetfähigen Smartphones können damit viele Menschen
8 schnell und unkompliziert erreicht werden. NINA soll dabei eine Ergänzung zu anderen
9 Kommunikationswegen sein, und diese keinesfalls ersetzen, z.B. Warnungen über den

10 Rundfunk. 

11 Begründung: Erfolgt mündlich 

12 Sunset-Klausel: 5 Jahre
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 112
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: KV Region Hannover

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 Legal Highs nicht pauschal verbieten

2 Die Jungen Liberalen Niedersachsen setzen sich für eine automatische Legalisierung von
3 gesundheitlich unbedenklichen Stoffen im Neue-pyschoaktive-Stoffe-Gesetz (NpSG) ein. 

4 Am 22. September 2016 hat der Bundestag ein umfassendes Verbot von bisher legalen
5 chemischen Verbindungen mit Rauschwirkung verabschiedet. Ziel des
6 Neue-psychoaktive-Stoffe-Gesetzes (NpSG) ist es, Handel, Erwerb, Besitz und Konsum von
7 sogenannten "Legal Highs" rechtlich zu unterbinden. "Legal Highs" sind zumeist synthetische
8 Substanzen, die in ihrer chemischen Struktur weitgehend bereits bekannten Drogen
9 entsprechen. Durch geringfügige Änderungen wurden somit neue synthetische Drogen

10 hergestellt, die allein auf Grund geringfügiger Abweichungen in ihrer chemischen
11 Zusammensetzung nicht mehr vom Betäubungsmittelgesetz (BtMG) umfasst werden. Hilfsweise
12 bedienten sich die Strafverfolgungsbehörden jahrelang des Arzneimittelgesetzes um den Handel,
13 Erwerb, Besitz und letztlich auch den Konsum dieser Substanzen zu unterbinden. Nachdem der
14 EuGH 2014 jedoch geurteilt hat, dass Kräutermischungen, als die die "Legal Highs" häufig
15 bezeichnet werden, keinen gesundheitsförderlichen Effekt hätten und damit kein Arzneimittel
16 seien, wurde der Gesetzgeber zum Handeln gezwungen. 

17 Mit dem nun verabschiedeten Gesetz geht der Gesetzgeber jedoch erneut den Weg der
18 Prohibition, die sich berat. Entsprechend der nun geltenden rechtlichen Regelung sind diverse
19 Stoffe und Stoffgruppen pauschal verboten. Die Liste der verbotenen Substanzen, Stoffe und
20 Stoffgruppen kann zudem nach Ermessen des Bundesgesundheitsministers erweitert werden.
21 Damit werden Konsumenten dieser "Legal Highs" nicht nur in die Illegalität getrieben, sondern
22 auch erheblichen Gesundheitsgefahren durch verunreinigte Substanzen oder unbekannte
23 Stoffzusammensetzungen ausgesetzt.  

24 Die Jungen Liberalen sprechen sich entschieden gegen ein generelles Verbot von Legal Highs
25 aus. Entgegen dem vom Bundestag beschlossenen Gesetz halten die Jungen Liberalen es für
26 zwingend notwendig, dass nach einem formalen automatischen Verbot neuer psychoaktiver
27 Stoffe zwingend Analysen zur tatsächlich von einzelnen Stoffzusammensetzungen ausgehenden
28 Gefahr anzustellen sind. Damit folgen die Jungen Liberalen dem Vorschlag der Europäischen
29 Kommissen der vorsieht, dass neue psychoaktive Substanzen entsprechend ihrer Gefährlichkeit
30 in Risikogruppen unterteilt werden. Allein Stoffe mit schwerwiegenden Risiken sollen diesem
31 Vorschlag zufolge dauerhaft verboten werden. Stoffe, die nicht in diese Risikogruppe fallen, sind
32 entweder komplett zu legalisieren oder zur kontrollierten Abgabe in Apotheken freizugeben.
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 113
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: KV Region Hannover

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 Examensrelevanz des 13. Abschnitts des StGB

2 Die Jungen Liberalen Niedersachsen setzen sich für die Behandlung des Themas Straftaten
3 gegen die sexuelle Selbstbestimmung (13. Abschnitt StGB) im jurustischen Studium ein. Dieser
4 soll dementsprechend auch relevant für das Staatsexamen von JuristInnen werden.
5 Insbesondere die Vergewaltigung und die sexuelle Nötigung sollen in diesem Zuge behandelt
6 werden. Die Thematik der Vergewaltigung hat sich, insbesondere in den letzten Jahren, als
7 gesellschaftlich höchst relevantes Thema hervorgehoben. Die Behandlung des Themas sollte ein
8 grundlegendes Verständnis für die für eine Verurteilung notwendigen Voraussetzungen und der
9 am 07. Juli 2016 in Kraft getretenen Verringerung der Voraussetzungen für eine Verurteilung

10 wegen sexueller Nötigung oder Vergewaltigung nach Paragraf 177 StGB schaffen. Behandelt
11 werden könnte das Thema in der Vorlesung "Besonderes Strafrecht Teil 1".
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 114
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: KV Region Hannover

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 Freie Namenswahl

2 Die Jungen Liberalen Niedersachsen setzen sich für eine Änderung des
3 Namensänderungsgesetzes (NamÄndG) §3 und §11 ein. Eine Namensänderung sollte nicht nur
4 gerechtfertigt sein, wenn vom zuständigen Amt ein wichtiger Grund festgestellt wird, sondern
5 nach eigenem Ermessen der betroffenen Person. 

6 Dem zuständigen Amt wird jedoch weiterhin ein Vetorecht zugesprochen werden, von dem
7 insbesondere bei mit Betrugsdelikten vorbestraften Personen und Anträgen auf
8 Namensänderungen zu unangemessenen Namen Gebrauch gemacht werden kann. Die
9 unmittelbare Beteiligung der zuständigen Polizeibehörde ist hierfür wichtig. 

10 Die Forderung nach freien Namenswahl dient der Förderung eines möglichst selbstbestimmten
11 Lebens, in dem die Entscheidungen von Privatpersonen vom Staat toleriert werden müssen.
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 115
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: KV Lüneburger Heide, Sascha Brake

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 Staatsvertrag zum Glücksspielwesen: Regeln mit Sinn
2 statt sinnlose Regulierungen

3 Die Jungen Liberalen Niedersachsen fordern, dass jegliche Regulierungen durch den
4 Glücksspielstaatsvertrag nachweislich der Suchtprävention dienen muss und die dadurch
5 generierten Einnahmen zweckgebunden zur Bekämpfung der Spielsucht verwendet werden. 

6 Begründung: Am 01. Juli dieses Jahres trat die Änderung des Glücksspielstaatsvertrages in
7 Kraft. Diese bringt diverse Restriktionen mit sich. Sowohl die Distanz einzelner
8 Glücksspieleinrichtungen zueinander, wie auch die Höchstanzahl der Spielgeräte wird gesetzlich
9 weiter eingeschränkt. Mit der Hilfe eines Losverfahrens wird in Niedersachsen zwischen Verbleib

10 und Ausscheiden der jeweiligen Einrichtung entschieden. 

11 Im Übrigen erfolgt die Begründung mündlich. 

12 Sunset-Klausel: 5 Jahre
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 200
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: KV Verden

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 Praxisnahe Bildung durch Fachkräfte im praktischen
2 Unterricht

3 Die Jungen Liberalen Niedersachsen fordern die FDP-Fraktion im Niedersächsischen Landtag
4 auf, sich dafür einzusetzen, dass im praktischen Unterricht an allgemeinbildenden Schulen in
5 allen sich dafür anbietenden Fächern – wie z.B. gestaltendes Werken, Hauswirtschaft oder
6 Textiles Gestalten – neben den Lehrkräften, auch externe Fachkräfte wie beispielsweise aktive
7 Zimmerleute, Schneider und Köche usw. den Unterricht stundenweise begleiten. 

8 Begründung: Nur durch einen praxisnahen Unterricht mit Fachkräften, die Ihre Tätigkeit als
9 gelernten Hauptberuf ausüben lässt sich eine optimale Vermittlung der Kenntnisse gewährleisten

10 sowie Begeisterung für Handwerkliche Berufe wecken. Dadurch kann dem drohenden
11 Fachkräftemangel entgegen gewirkt werden. 

12 Sunset-Klausel: 3 Jahre
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 201
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: KV Braunschweig

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 Chemie und Elektro! Statt Elektro statt Chemie

2 Die Jungen Liberalen Niedersachsen fordern, dass die Rahmenbedingungen für die Erforschung,
3 Verwendung und Produktion für synthetische Kraftstoffe verbessert werden und nicht weiter
4 ausgebremst werden sollen. Daher fordern wir die Steuerbefreiung synthetischer Kraftstoffe. 

5 Begründung: erfolgt mündlich 

6 Sunset-Klausel: 5 Jahre
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 202
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: Max Weitemeier

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 Sommerschulen für Niedersachsen.

2 Die Jungen Liberalen setzen sich für das Prinzip der zweiten Chance auch im Bildungssystem
3 ein. Daher fordern wir, die Schaffung von sogenannten Sommerschulen. 

4 Unter Sommerschulen verstehen wir, dass Schüler in einem angemessenen Rahmen in den
5 Sommerferien einzelne Schulfächer wiederholen können. Dies bieten Ihnen die Möglichkeit die
6 nicht Versetzung abzuwenden sowie einzelne Endnoten zu verbessern. 

7 Die Sommerschule stellt eine Alternative zum konventionellen Wiederholen da und ist eine
8 freiwillige Möglichkeit für die Schüler. 

9 Begründung: Erfolgt mündlich. 

10 Sunset-Klausel: 5 Jahre
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 300
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: KV Stade

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 Museen heraus aus der Sponsoringfalle!

2 Für die Versteuerung von Sponsoring-Einnahmen bei Museen/Kultureinrichtungen fordern wir
3 eine wirtschaftliche Entlastung – vor allem für die kleinen Häuser. 

4 Daher sollte es für den Gewinn aus dem aktiven Sponsoring einen Freibetrag von 50.000,- €
5 jährlich pro Haus (Körperschaft i.S.d. KStG) statt einer Einnahmen-Freigrenze von 35.000,- € im
6 Körperschaftssteuergesetz geben. 

7 Sollte ein Haus in einem Jahr also mehr als 50.000,- € Gewinn aus dem aktiven Sponsoring
8 erzielen, sollte diese Summe immer körperschafssteuerfrei bleiben. In dem Fall darf nur die
9 Summe über 50.000,- € für die Körperschaftssteuer ansetzbar sein. 

10 Darüber hinaus muss die Gemeinnützigkeit auch weiterhin gegeben sein, wenn die
11 Sponsoringerträge die Einnahmen aus dem ideellen Bereich (z.B. Mitgliedsbeiträge, Spenden
12 u.a.) übersteigen. 

13 Begründung: Museen sind in der Regel gemeinnützige Organisationen, die hinsichtlich ihrer
14 ideellen Tätigkeitsfelder steuerbefreit sind. Lediglich der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb, d.h.
15 z.B. Einnahmen aus dem Museumsshop (für Produkte, die nicht direkt mit den
16 Ausstellungsobjekten des Museums im Zusammenhang stehen), Einnahmen aus
17 Getränkeverkauf oder aus der Vermietung von Räumen sind grundsätzlich umsatzsteuerpflichtig.
18 Übersteigt der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb einen Umsatz von 35.000 € pro Jahr, fällt
19 zusätzlich Körperschaftssteuer an - soweit die Ausgangslage. 

20 Spenden an ein Museum sind grundsätzlich steuerbefreit. Wenn allerdings ein
21 Sponsoringpartner auftritt, sieht die Sache anders aus. Sobald die Gegenleistung des Museums
22 über eine normale Danksagung (passives Sponsoring) hinausgeht, tritt nach derzeitiger
23 Auffassung der Finanzämter das Museum in Konkurrenz zu anderen Werbeanbietern. Wenn also
24 eine kleine Anzeige des Sponsors im Flyer abgedruckt wird, er Freikarten erhält oder das Logo
25 des Sponsors auf der Homepage des Museums verlinkt ist, oder der Sponsor selber mit seinem
26 kulturellen Engagement für das Museum wirbt, liegt aktives Sponsoring vor, das
27 umsatzsteuerpflichtig ist. Im Falle von aktivem Sponsoring muss also Umsatzsteuer berechnet
28 werden - das ist auch zunächst kein großes Problem, da der Sponsor die Ausgabe in der Regel
29 nicht als Spende absetzt, sondern als Werbeausgabe und daher oft einfach die 19% auf den
30 Sponsoringbetrag aufgeschlagen werden und beim Sponsor als Vorsteuer abgezogen werden
31 können. 

32 Kommt Umsatzsteuer ins Spiel, wird die "Sponsoringeinnahme" allerdings dem wirtschaftlichen
33 Geschäftsbetrieb des Museums zugeordnet. 

34 Wenn das Museum z.B. 20.000 € Umsatz im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb macht
35 (Shopverkauf, Getränke, Vermietung) und nun kommt ein Sponsor mit 20.000 € dazu,
36 überschreitet der Umsatz im Geschäftsbetrieb die 35.000 € Freigrenze für Museen und es wird
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37 auf den Gesamtumsatz Körperschaftssteuer fällig - bei diesem Beispiel (Umsatz gesamt 40.000
38 €) wären das nun 6.000 € Körperschaftssteuer - damit mindert sich die Sponsoringeinnahme des
39 Museums natürlich deutlich, denn von den 20.000 € bleiben nur 14.000 € übrig (der
40 Körperschaftssteuersatz beträgt 15%). 

41 Sunset-Klausel: 10 Jahre.
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 301
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: KV Braunschweig

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 Steuerwettbewerb auf Landesebene einführen

2 Die Jungen Liberalen mögen beschließen, dass der Weg für einen möglichen Steuerwettbewerb
3 zwischen den Ländern zu ebnen ist. Hierbei soll die Hoheit der der Einkommenssteuererhebung
4 vom Bund an die Länder übergeben werden. In diesem Zuge ist darüber nachzudenken,
5 Kompetenzen vom Bund an die Länder zu übergeben. 

6 Begründung: erfolgt mündlich. 

7 Sunset-Klausel: 5 Jahre
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 302
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: KV Osnabrück-Stadt

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 Ohne Hochseeflotte keine Sektsteuer!

2 Die Jungen Liberalen Niedersachsen fordern die Abschaffung der Schaumweinsteuer (auch
3 bekannt als Sektsteuer), die 1902 zur Finanzierung der kaiserlichen Hochseeflotte eingeführt
4 wurde. 

5 Sunset-Klausel: 5 Jahre
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 303
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: KV Osnabrück-Stadt

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 Steuerwettbewerb – So geht Föderalismus!

2 Die Jungen Liberalen Niedersachsen bekennen sich zu einem föderalen und dezentralen
3 Deutschland. Föderalismus verhindert Machtkonzentration und schafft mehr Bürgernähe,
4 Subsidiarität und Dynamik in Deutschland. Doch der Föderalismus kann seine volle Stärke nur
5 entfalten, wenn die Zuständigkeiten klar verteilt sind und die Handlungsfähigkeit von Bund,
6 Ländern und Gemeinden sichergestellt ist.    

7 Die Realität in Deutschland ist jedoch eine andere. Die Finanzbeziehungen zwischen den
8 Verbänden sind kompliziert und unübersichtlich. Für Eigenverantwortung bleibt wenig Raum und
9 die Länder sind finanziell zunehmend auf den Bund angewiesen. Ziel einer Neuordnung muss es

10 daher sein Bund, Ländern und Gemeinden eine größere finanzielle Eigenverantwortung und
11 Unabhängigkeit zu verschaffen. Dafür wollen wir uns an der Schweizerischen Eidgenossenschaft
12 orientieren.   

13 1. Grundsätzliches   

14 Im Folgenden bedeutet die Zuweisung der Gesetzgebungskompetenz immer auch die
15 Zuweisung des Aufkommens und umgekehrt, soweit nicht ein anderes bestimmt ist. Für die dem
16 Bund zugewiesenen Gesetzgebungskompetenzen gilt, dass der Bundesrat nur dann zustimmen
17 muss, wenn Steuern betroffen sind, bei denen das Aufkommen ganz oder teilweise den Ländern
18 oder Gemeinden zusteht.   

19 2. Umsatzsteuer   

20 Das Aufkommen aus der Umsatzsteuer und der Einfuhrumsatzsteuer soll künftig ausschließlich
21 dem Bund zustehen.    

22 3. Einkommensteuer    

23 Die Gesetzgebungskompetenz für die Einkommensteuer verbleibt beim Bund. Allerdings ist den
24 Ländern und Gemeinden verfassungsrechtlich zu garantieren jeweils einen eigenen
25 Einkommensteuertarif festzulegen, die sich aufeinander addieren. Der Bund darf keinen eigenen
26 Tarif festlegen. Das Aufkommen aus diesen einzelnen Steuertarifen steht vollständig der
27 Gebietskörperschaft zu, die den Steuertarif festgelegt hat. Die Höhe und ob es sich um eine
28 Flat-Tax, einen Stufentarif oder einen linear-progressiven Tarif handelt, bleibt der jeweiligen
29 Gebietskörperschaft überlassen. Steuerklassen, die Berechnung des zu versteuernden
30 Einkommens, die Vermeidung von Doppelbesteuerung und ein Mindest-Grundfreibetrag sind
31 bundesweit einheitlich zu regeln.   

32 4. Körperschaftsteuer    

33 Bei der Körperschaftsteuer ist analog zur Einkommensteuer zu verfahren.   

34 5. Gemeindesteuern    
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35 Die Gewerbesteuer ist abzuschaffen. Sie führt zu hoher Bürokratie und erfüllt keinen Zweck
36 mehr, wenn die Gemeinden eigene Steuertarife bei der Einkommen- und der Körperschaftsteuer
37 erheben können. Zusätzlich ist den Gemeinden fortan die Grunderwerbsteuer zu übertragen, d.h.
38 ihnen steht das Aufkommen zu und sie können durch Satzung den Steuersatz und einen
39 etwaigen Freibetrag selbst bestimmen. Darüber hinaus geht die Gesetzgebungskompetenz auf
40 die Länder über. Im Übrigen behalten die Gemeinden das Aufkommen aller Steuern, die sie auch
41 jetzt schon innehaben. Die Gemeinden bestimmen per Satzung weiterhin die Höhe der
42 Steuersätze, sowie eventuelle Ausnahmen und Freibeträge. Davon abgesehen geht die
43 Gesetzgebungskompetenz auch auf die Länder über.    

44 6. Sonstige direkte Steuern   

45 Die Gesetzgebungskompetenz für die übrigen direkten Steuern (Kfz-Steuer, Erbschaft- und
46 Schenkungsteuer etc.) geht auf die Länder über. Der Bund erhält jedoch die Kompetenz, das
47 Vorgehen der Länder zu koordinieren, um Doppelbesteuerung zu vermeiden. Eine Ausnahme
48 bildet die Kapitalertragsteuer, hier verbleibt die Kompetenz beim Bund. Entsprechendes gilt bis
49 zu seinem geplanten Auslaufen im Jahr 2019 auch für den Solidaritätszuschlag.   

50 7. Sonstige indirekte Steuern   

51 Die Gesetzgebungskompetenz für die übrigen indirekten Steuern (Energiesteuer, Stromsteuer,
52 Versicherungsteuer, Tabaksteuer, Branntweinsteuer etc.) verbleibt bzw. geht auf den Bund
53 über.    

54 Begründung: erfolgt mündlich  

55 Sunset-Klausel: 10 Jahre   

56  
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 400
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: KV Osnabrück-Stadt

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 Weil Eigenverantwortung Gerechtigkeit schafft - Für eine
2 Rente mit Zukunft!

3 Wir Jungen Liberalen betrachten mit Sorge die aktuellen Entwicklungen in der Rentenpolitik. Das
4 Festhalten an einem umlagefinanzierten System im Angesicht des demographischen Wandels,
5 der zu einem immer stärkeren Missverhältnis zwischen Beitragszahlern und Beitragsempfängern
6 führen wird, halten wir für nicht zukunftsfähig. Es ist fatal, dass der Staat den Bürgern horrende
7 Beitragszahlungen abverlangt, nur um ihnen im Gegenzug das unsichere Versprechen einer
8 Rente zu geben, deren Finanzierung noch nicht erwirtschaftet wurde. 

9 Für uns steht fest: Jeder Einzelne steht in der Verantwortung und muss gleichzeitig die Chance
10 haben sich eigenständig fürs Alter abzusichern und nur wer dies aus eigener Kraft nicht zu
11 bewerkstelligen im Stande ist, kann die Solidarität der Gesellschaft beanspruchen. Deshalb
12 wollen wir in eine neue Rentenversicherung einsteigen. Dazu muss das bisherige
13 Umlagesystem schrittweise auf ein kapitalgedecktes System umgestellt werden. 

14 Wir wollen eine Pflicht zur privaten Grundvorsorge einzuführen. Hierzu bekommen alle
15 Arbeitnehmer den Arbeitgeberanteil zur gesetzlichen Rentenversicherung zweckgebunden zur
16 Verfügung gestellt und müssen diesen in eine frei wählbare private Vorsorge investieren. Eine
17 entsprechende Verpflichtung muss auch Selbstständige treffen. Das durchschnittliche
18 Rentenniveau der gesetzlichen Rentenversicherung muss dagegen fortlaufend sinken und diese
19 muss schlussendlich ganz auslaufen. Dabei müssen bereits erworbene Rentenansprüche
20 selbstverständlich weiterhin eingelöst werden. Dies ist notfalls auch mit Steuermitteln
21 sicherzustellen. 

22 Mit fortwährendem Abbau der gesetzlichen Rentenversicherung muss sich die Höhe des Betrags
23 für die verpflichtende Grundvorsorge insoweit verändern, dass regelmäßig eine Rente auf
24 Grundsicherungsniveau erwartet werden kann – Vorsorge darüber hinaus ist freiwillig –
25 gleichzeitig jedoch die Belastung für Geringverdiener verkraftbar bleibt. Damit dies gelingt ist bei
26 der Bestimmung der Höhe des Bürgergeldes eine Pauschale für die Altersvorsorge mit
27 einzuberechnen. 

28 Die Pflicht zur privaten Grundvorsorge entfällt, soweit eine ausreichende betriebliche
29 Altersvorsorge besteht. Ferner sinkt die verpflichtend einzuzahlende Summe auch durch den
30 Erwerb von Grundeigentum, insoweit als die Miete im Alter entfällt. 

31 Wir wollen die private Vorsorge erleichtern. Deshalb sprechen wir uns dafür aus, den bereits
32 bestehenden Sparerpauschbetrag von 801 EUR pro Person und Jahr auf den momentanen
33 allgemeinen Steuergrundfreibetrag von 8.820 EUR pro Person und Jahr zu ergänzen. Diese
34 Freibetragsgrenze gilt ausschließlich für Zinserträge aus Anlageprodukten zur Altersvorsorge, die
35 ab Rentenalter einmalig oder schrittweise ausgezahlt werden (Rentenversicherung,
36 Kapitallebensversicherung mit fixem Auszahlungszeitpunkt ab Renteneintritt). Auf diese Weise
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37 wollen wir es dem Einzelnen erleichtern für das Alter aus eigener Kraft ergänzend vorzusorgen. 

38 Weiterhin sollen Finanzunternehmen so genannte Vorsorgedepots anbieten dürfen, in welche
39 Sparer unbegrenzt und wiederkehrend Gelder einzahlen dürfen. Die Mittel in den
40 Vorsorgedepots dürfen dann vom Sparer nach eigenem Ermessen in verschiedenste
41 börsengehandelte Vermögensgegenstände (Fondsanteile, Aktien, Anleihen, etc.) investiert
42 werden. Eine Besteuerung der im Vorsorgedepot verbleibenden Erträge findet nicht statt. Erst
43 wenn es zu einer Auszahlung (oder einer Übertragung von Vermögenswerten) aus dem
44 Vorsorgedepot kommt, werden Kapitalertragsteuern fällig. In der Umsetzung ist zu beachten,
45 dass zurzeit gewährte Vorteile aus der Anrechenbarkeit ausländischer Steuern und dem
46 Sparerpauschalbetrag nicht ersatzlos wegfallen. Bei der konkreten Übertragung dieser ins neue
47 System sind verschiedene Ansätze - wie zum Beispiel die rückwirkende Anerkennung zum
48 Zeitpunkt der Steuererhebung oder ein Ausgleich durch einen reduzierten allgemeinen
49 Steuersatz – denkbar. Hinsichtlich der Zulässigkeit bestimmter Anlageprodukte für die Aufnahme
50 in Vorsorgedepots ist darauf zu achten, dass die Depoteigentümer möglichst keine Möglichkeit
51 haben sollen, durch ihre Käufe bestimmten Gegenparteien signifikante Vorteile zu gewähren. Die
52 Vorsorgedepots sollen personengebunden sein. Ein Übertrag des Depots zur Weiterführung bei
53 einem anderen Finanzdienstleister soll problemlos und steuerfrei möglich sein. Ein Erbfall stellt
54 eine Auszahlung dar. In einem weiteren Reformschritt ist darüber nachzudenken, Einzahlungen
55 in die Vorsorgedepots aus dem unversteuerten Bruttoeinkommen zu gestatten. Die Versteuerung
56 dieser Einzahlungsbeträge würde dann ebenfalls bei der Entnahme anfallen. Beiträge, die aus
57 Nettoeinkommen eingezahlt wurden, sind natürlich nicht ein zweites Mal zu besteuern. Ferner ist
58 im Rahmen der Kapitalmarktunion darauf hinzuwirken, dass das Angebot solcher
59 Vorsorgedepots europaweit zu harmonisierten Standards möglich ist. 

60 Zu guter Letzt wollen wir einen Freibetrag bei der Grunderwerbsteuer in Höhe von 500.000 EUR
61 für die erste selbstgenutzte Immobilie einführen, denn es gibt kaum eine bessere Altersvorsorge
62 als das mietfreie Wohnen im Alter. 

63 Wir wollen eine transparente Altersvorsorgeplanung ermöglichen. Daher fordern wir die
64 umgehende Einführung eines digitalen Vorsorgekontos, das die individuellen Rentenansprüche
65 aus betrieblicher, privater und (solange noch bestehend) gesetzlicher Altersvorsorge konsolidiert
66 darstellt. Um ein hohes Maß an Transparenz sicherzustellen, muss eine einheitliche
67 Berechnungsgrundlage der prognostizierten Einkünfte hinsichtlich der verwendeten Zinssätze
68 und der Kapitalmarktentwicklungsszenarien bestehen. Die ermittelten Werte gilt es monatlich zu
69 aktualisieren. 

70 Wer nicht oder nicht ausreichend vorsorgen konnte, dem sind wir zur Solidarität
71 verpflichtet. Dazu setzen wir auf das Bürgergeld. Ähnlich wie bei Arbeitslosen oder
72 Geringverdienern soll das Bürgergeld im Alter Renten unterhalb des Existenzminimums
73 aufstocken. Die Freibeträge im Rahmen des Bürgergeldes sollten für Rentner jedoch
74 großzügiger sein als für Erwerbssuchende, da der schrittweise Aufstieg zur Vollzeitstelle in der
75 Regel verständlicherweise nicht angestrebt wird. Weiterhin entfällt die Verpflichtung zur Suche
76 nach einer Erwerbstätigkeit. 

77 Wir wollen einen flexiblen Renteneintritt. Statt eines starren Renteneintrittsalters soll jeder
78 grundsätzlich in Rente gehen oder eine Teilrente in Anspruch nehmen und gleichzeitig Teilzeit
79 arbeiten können, wann und wie er will. Voraussetzung dafür ist, dass die gesammelten
80 Rentenansprüche dem Existenzminimum genügen. Wem dies nicht möglich ist, für den gilt ein
81 festes Renteneintrittsalter ab dem wie oben genannt die Verpflichtung zur Suche nach
82 Erwerbsarbeit entfällt. Dieses hat sich an die Entwicklung der Lebenserwartung anzupassen,
83 muss aber selbstverständlich auch individuellen Härtefällen gerecht werden. Ferner ist von
84 besagtem Renteneintrittsalter die Elternzeit abzuziehen, sodass auch diese Zeit von der
85 Gesellschaft honoriert wird. 
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86 Begründung: erfolgt mündlich 

87 Sunset-Klausel: 10 Jahre
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 401
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: KV Osnabrück-Stadt

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 Niemand muss allein sein – Geben wir Heimkindern eine
2 Chance!

3 Die Jungen Liberalen Niedersachsen fordern, dass Sozialgesetzbuch (SGB) dahingehend zu
4 ändern, dass Jugendliche ohne Eltern, die im Heim aufgewachsen sind, in diesem auch nach
5 ihrem 18. Geburtstag bis zu ihrem 23. Geburtstag verweilen können, soweit sie dies wünschen.
6 Dies soll insbesondere für Jugendliche gelten, die noch zur Schule gehen und/oder noch keinen
7 Ausbildungs- oder Studienplatz finden konnten. Ferner sind die Beratungs- und
8 Unterstützungsangebote für Heimkinder, auch über die Berufsorientierung hinaus z.B. bei der
9 Wohnungssuche oder der Beantragung von BAföG, deutlich auszubauen. Eine

10 Inanspruchnahme dieser Angebote muss auch nach Verlassen des Heims noch möglich sein. 

11 Solange sich der Bundesgesetzgeber einer entsprechenden Änderung des SGBs verschließt,
12 fordern wir das Land Niedersachsen auf eigenmächtig die entsprechenden Mittel bereitzustellen,
13 um eine verlängerte Unterbringung und bessere Beratung zu ermöglichen. 

14 Begründung:

15 Karrieren von Heimkindern – Ganz ohne Helikoptereltern (FAZ 04.10.2016)
16 www.faz.net/aktuell/beruf-chance/beruf/karrieren-von-heimkindern-ganz-ohne-helikopter-
17 eltern-14459775-p2.html

18 Gefährdete Jugendliche – Aus dem Heim in die Obdachlosigkeit (FAZ 12.09.2017)
19 www.faz.net/aktuell/gesellschaft/menschen/gefaehrdete-jugendliche-aus-dem-heim-in-die
20 -obdachlosigkeit-15183241.html

21 Sunset-Klausel: 5 Jahre
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 402
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: KV Lüneburger Heide

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 Harmonisierung von Abtreibungsfristen

2 Die Jungen Liberalen Niedersachsen fordern, die Abtreibungsfristen zu harmonisieren. Hierdurch
3 sollen Ungleichbehandlungen von Schwangerschaften aufgehoben werden. 

4 Reguläre Schwangerschaften dürfen aktuell bis zur zwölften Schwangerschaftswoche
5 abgebrochen werden; bei einer möglichen Behinderung des Kindes kann ein
6 Schwangerschaftsabbruch bis zum letzten Tag durchgeführt werden.  

7 Begründung: erfolgt mündlich.  

8 Sunset-Klausel: 5 Jahre
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 403
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: LAK Pflege & Gesundheit

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 In Würde altern

2 In einer alternden Gesellschaft mit einer immer weiter steigenden Lebenserwartung wird die
3 Pflege älterer Menschen immer wichtiger. Wir Junge Liberale Niedersachsen wollen, dass jeder
4 Mensch auch im Alter in Würde leben kann, und sehen deswegen die Notwendigkeit, den Beruf
5 des Altenpflegers attraktiver zu machen, Pflegeeinrichtungen besser auszustatten und
6 Antragsverfahren in der Pflege zu beschleunigen.

7 Ohne Pfleger keine Pflege

8 Viele Altenpflegeeinrichtungen haben Probleme, ausreichend viele und gut qualifizierte
9 Pflegekräfte zu finden. Um der Bedeutung, die Altenpflege für unsere Gesellschaft hat, gerecht

10 zu werden, müssen wir das Berufsbild des Altenpflegers attraktiver gestalten. Deswegen fordern
11 wir:

12 Reform der Pflegeausbildung: Kleine Ausbildungsstandorte dürfen nicht verloren gehen
13 Bessere Bezahlung
14 Klare Arbeitszeitregeln
15 Fort- und Weiterbildungsmöglichkeiten ausbauen
16 Voraussetzungen für Ausbildung: Ist der Realschulabschluss erforderlich?
17 Ausbildungsfinanzierung: Schulgelder sollen nicht selbst bezahlt werden müssen
18 Familienvereinbarkeit im Schichtdienst

19 Es heißt Pfleger, nicht Wärter

20 Personal- und Geldmangel zwingt viele Altenpflegeeinrichtungen dazu, nur die unbedingt
21 erforderlichen Betreuungsmaßnahmen anzubieten. Gerade das für den Alltag der Bewohner von
22 Pflegeeinrichtungen so wichtige Freizeitprogramm muss darunter häufig zuerst leiden. Um
23 Pflegeeinrichtungen zu Orte des Lebens und nicht nur des Verwahrens zu machen, fordern wir:

24 Personalschlüssel verbessern
25 Mehr Fachpersonal (z.B. für Demenz-Patienten)
26 Finanzielle Ausstattung verbessern
27 Leistungen der Pflegeversicherung verbessern
28 Besseres Freizeitprogramm

29 Weniger Zeit für Anträge, mehr Zeit für Angehörige

30 Es dauert in Deutschland viel zu lange, bis über Anträge auf Pflegegrade und Sozialhilfe
31 entschieden wird. Diese Zeit, in der sich Verwandte um Bürokratie und Papierkram kümmern
32 müssen, fehlt ihnen in der Begleitung ihrer Angehörigen. Wir fordern:
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33 Verwaltungsverfahren beschleunigen: Entscheidungen müssen binnen vier Wochen
34 erfolgen
35 Welche Leistungen müssen selbst bezahlt werden, was übernimmt die Pflegekasse?
36 Welche Nachweise müssen bei Anträgen erbracht werden?

37 Begründung: erfolgt mündlich.

38 Sunset-Klausel: 5 Jahre
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 500
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: KV Stade

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 Mülltonnenepos beenden – Vorschriften zeitgemäß
2 anpassen!

3 Die Jungen Liberalen Niedersachen fordern, dass der Paragraph §16 Nr. 1 der
4 Unfallverhütungsvorschrift Müllbeseitigung aus dem Jahr 1979 mit dem Wortlaut: 

5 "Müll darf nur abgeholt werden, wenn: die Zufahrt zu den Müllbehälterstandplätzen so angelegt
6 ist, dass ein Rückwärtsfahren nicht erforderlich ist. Diese gilt nicht, wenn ein kurzes
7 Zurückstoßen für den Ladevorgang erforderlich ist, z.B. bei Absetzkippern" 

8 geändert wird in den Wortlaut: 

9 "Müll darf nur abgeholt werden, wenn: bei Straßen ohne Wendemöglichkeit das Rückwärtsfahren
10 durch einen betriebszugehörigen Einweiser sicher gewährleistet wird." 

11 Begründung: Die Vorschrift wurde im Jahre 1979 eingeführt, nachdem es mehrere schwere
12 Betriebsunfälle gegeben hatte, als die mitfahrenden Müllwerker beim Rückwärtsfahren unter die
13 Räder vom Müllwagen geraten sind, weil sie hinten auf dem Trittbrett des Müllwagens stehen
14 geblieben sind. 

15 Die meisten Entsorgungsunternehmen haben die Vorschrift danach nur insoweit umgesetzt, dass
16 sie das Mitfahren im Rückwärtsgang untersagt haben und als Dienstleister weiterhin in
17 Sackgassen den Müll abgeholt haben. 

18 Das Thema ist jetzt nur soweit wieder aufgekommen, da die entsprechende BG die
19 Unternehmen aufgefordert hat, eine Dokumentation anzufertigen, welche Straßen man ohne
20 Rückwärtsfahren bedienen kann. Das Ergebnis ist jetzt, dass in einer Vielzahl von Wohnstraßen
21 die Bürger, egal ob jung oder alt, seine Mülltonnen teilweise mehrere 100 Meter bis zum
22 Sammelpunkt schieben müssen. 

23 Nach den heutigen Sicherheitsstandards ist ein mitfahren auf dem Tritt im Rückwärtsgang auch
24 gar nicht mehr möglich, da die Müllfahrzeuge eine Sperre eingebaut haben, sodass entweder der
25 Motor ausgeht, oder die Kupplung den Rückwärtsgang blockiert, wenn das Trittbrett noch nach
26 unten geklappt ist. Zudem haben die Fahrzeuge der heutigen Generation alle Rückfahrkamera
27 und Pieper, sodass ein Rückwärtsfahren mit Einweisen gefahrenlos möglich ist. 

28 Sunset-Klausel: 10 Jahre.
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 501
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: KV.net

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 Mee(h)r privatisieren!

2  Um eine Überfischung der Meere zu verhindern, legt die Europäische Union Fangquoten für
3 einzelne Fischarten fest. Das Ziel, eine Überfischung der Meere zu verhindern, wird dabei nicht
4 erreicht, da die Quoten zu niedrig sind, zudem erfolgt ein schwerer Eingriff in den freien
5 Wettbewerb. Natürlich werden die selbstverursachten Ungerechtigkeiten dann auch wieder mit
6 Steuergeld (931 Mio. im Jahr 2004) ausgeglichen. Wir als Junge Liberale sagen: So kann es
7 nicht weiter gehen! Es braucht eine neue Lösung, die sowohl der Wirtschaft als auch dem
8 Ökosystem Meer besser gerecht wird. 

9 Die Problematik der Überfischung hat ihren Ursprung in der Tragik der Allmende: Das Meer
10 beziehungsweise internationale Gewässer gehören niemandem also kann jeder dort fischen. Der
11 Fokus zahlreicher Fangflotten liegt in der Regel (verständlicherweise) auf der
12 Gewinnmaximierung. Es wird mit der Maxime gefischt, die Fangmengen bis zum Äußersten
13 auszureizen. Doch am Ende gibt es immer weniger Fisch, worunter sowohl die Umwelt als auch
14 die Fischereibetriebe leiden. 

15 Unsere Lösung ist allerdings simpel: Wir privatisieren das Meer! Natürlich nicht vollumfänglich,
16 stattdessen verkaufen wir die Fischereirechte (davon umfasst sind auch andere Meerestiere) an
17 unterschiedliche private Unternehmen. Dies nutzt der Fischereiwirtschaft, der Natur und den
18 Steuerzahlern. Denn ein Unternehmer ist immer auf Profitmaximierung aus und denkt im
19 Gegensatz zu Politikern in Zeiträumen, die länger sind als Legislaturperioden. Er wird also nicht
20 sein gesamtes Gebiet binnen eines Jahres leer fischen, sondern so befischen, dass er noch viele
21 Jahre gute Erträge erzielen kann, einfach weil ihm dies bereits in einem relativ kurzen Zeitraum
22 mehr einbringt, als das Gebiet leer zu fischen. Zumal ein fischloses Gebiet kaum etwas wert ist,
23 er kann es also nicht einmal gewinnbringend verkaufen. 

24 Natürlich muss man berücksichtigen, dass sich das Meer nicht mit einem eingezäunten Feld
25 gleichsetzen lässt, sprich die ausgewiesen Gebiete müssen eine entsprechende Größe haben.
26 Dies muss aber nicht notwendigerweise dazu führen, dass kleine Unternehmen keine Chance
27 haben, schließlich kann ein großer Investor sein Gebiet an viele kleine Betriebe
28 weiterverpachten. Natürlich würde besagter Investor seinen Vertragspartnern (vertraglich
29 vereinbarte) Beschränkungen auferlegen, um eine nachhaltige Bewirtschaftung sicherzustellen,
30 diese Beschränkungen folgen dann jedoch strengen ökonomischen Kriterien und nicht
31 ideologischen Kriterien. 

32 Durch den Verkauf der Fischereirechte an Marktteilnehmer darf natürlich nicht die Freiheit der
33 Bürger eingeschränkt, diese Gebiete zu durchfahren oder dort sportlichen Aktivitäten
34 nachzugehen. Die Nutzung der Gebiete für die Seeschifffahrt muss durch Fahrrinnen
35 gekennzeichnet werden und bei nachweisbarer Beeinträchtigung des Fischereibetriebs bei der
36 Bepreisung der Lizenz berücksichtigt werden. 

39



37 Der Verkauf der Rechte wird im Auktionsverfahren organisiert, damit größtmögliche Erlöse erzielt
38 werden, analog zur Versteigerung der UMTS-Frequenzen. Soweit es sich um nationale
39 Hoheitsgebiete handelt, sind die jeweiligen Staaten für die Vergabe verantwortlich. Handelt es
40 sich um internationale Gewässer, ist eine Kommission aus den Anrainerstaaten des jeweiligen
41 Meeres zu bilden, die die Rechte vergeben. Die jeweiligen Vertreter sind - zumindest von
42 deutscher Seite - vom nationalen Parlament zu bestimmen. Bei Streitigkeiten ist wahlweise ein
43 unabhängiges Schiedsgericht zu bilden oder der internationale Seegerichtshof (ITLOS)
44 anzurufen. Wird ein Schiedsspruch von einem unterlegenen Prozessgegner missachtet, sind
45 zunächst Sanktionen zu verhängen. Sind diese nicht wirksam, kann internationales Seerecht zur
46 Durchsetzung der Fangrechte mit allen Konsequenzen angewandt werden. In nationalen
47 Hoheitsgewässern ist analog nationales Recht anzuwenden. 

48 Um biologischen Veränderungen und der Dynamik von Politik und Natur Rechnung zu tragen,
49 hat die Kommission das Recht, mit einer Frist von 24 Monaten eine Fanglizenz mit einem
50 Aufschlag von +20% auf den dann aktuellen Nutzwert zurückzukaufen. Der Beschluss  zum
51 Rückkauf muss mit einfacher Mehrheit beschlossen und von den Anrainerstaaten paritätisch
52 finanziert werden. Bei Hoheitsgewässern sind analog die nationalen Behörden zuständig. 

53 Die Erlöse aus dem Verkauf können in die Einrichtung und den Betrieb der Kommission fließen,
54 sowie in einen von dieser zu verwaltenden Fonds, der beispielsweise Projekte zum Schutz des
55 Meeres fördert und finanziert. An erster Stelle muss allerdings der Unterhalt der Kommission
56 stehen.
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 502
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: Helge Gülzau

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 Damit Rotkäppchen ein Märchen bleibt: Gebt Isegrim zum
2 Abschuss frei!

3 Die Rückkehr des Wolfes in unser schönes Bundesland stellt für viele Weide- und Nutztierhalter
4 ein immer größeres Problem dar. Die Zahl der gerissenen Tiere steigt und damit auch die Kosten
5 für Entschädigungen für verletzte oder getötete Tiere sowie den präventiven Schutz von
6 Weidetieren, etwa durch immer höhere und modernere Zäune. 

7 Die Jungen Liberalen Niedersachsen sehen deswegen Handlungsbedarf und begrüßen die
8 kritische Haltung der FDP Niedersachsen im Umgang mit dem Wolf. Neben der Beibehaltung
9 und Ausweitung der Förderprogramme für den Ausbau des präventiven Herdenschutzes durch

10 das Land Niedersachsen, fordern die Jungen Liberalen Niedersachsen außerdem: 

11 Alternative 1: Wie die FDP Niedersachsen den Wolf ins Jagdrecht aufzunehmen, um seine
12 Population wie die anderer Wildtiere zu regulieren und zu begrenzen. Dort wo der Wolf eine
13 Bedrohung für den Menschen sowie seine Haus- und Nutztiere darstellt und Schäden anrichtet,
14 soll er zum Abschuss freigegeben werden dürfen. Von etwaigen Haftungsansprüchen sollen
15 Jagdpächter wie Jagdbesitzer freigestellt werden. Für die Kosten von getöteten oder verletzten
16 Tieren kommt das Land Niedersachsen vollumfänglich auf. 

17 Alternative 2: Im Gegensatz zur FDP Niedersachsen den Wolf nicht ins Jagdrecht
18 aufzunehmen, da dieser als bedrohte Tierart im Jagdrecht eine ganzjährige Schonzeit genießt.
19 Stattdessen soll, wie von der Landesjägerschaft Niedersachsen vorgeschlagen, der Wolf unter
20 vorher vom Niedersächsischen Umweltministerium in Absprache mit der Landesjägerschaft
21 Niedersachsen klar zu definierenden Kriterien generell zur Tötung freigegeben werden. Für die
22 Kosten von getöteten oder verletzten Tieren kommt das Land Niedersachsen vollumfänglich auf. 

23 Begründung: Alleine in den vergangenen 24 Monaten wurden in Niedersachsen 246 Weidetiere
24 eindeutig nachweisbar durch den Wolf getötet bzw. mussten nach einem Wolfsangriff
25 eingeschläfert werden. Bei einzelnen Fällen wurden weit über ein Dutzend Tiere getötet. Über 70
26 Fälle sind noch in Bearbeitung. 

27 Weitere Begründung erfolgt ggf. mündlich. 

28 Sunset-Klausel: 3 Jahre
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 600
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: KV Osnabrück-Stadt

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 EU-Harmonisierung – In Vielfalt geeint!

2 Seit  der Gründung des Europäischen Binnenmarktes hat die Europäische Union eine Vielzahl
3 von ehemals unterschiedlichen Normen und Standards für Produkte und Dienstleistungen
4 harmonisiert. Statt sich im Wirrwarr von 28 unterschiedlichen Standards zurecht zu finden,
5 können sich Unternehmen und Selbstständige nun an einem europäischen Standard orientieren
6 und ihre Produkte und Dienstleistungen so viel einfacher in ganz Europa anbieten. Diese
7 fortwährende Beseitigung von nichttarifären Handelshemmnissen stellt einen großen
8 Freiheitsgewinn für die Bürgerinnen und Bürger Europas dar. 

9 Diese Errungenschaft der Europäischen Union wollen wir beibehalten. Doch wir müssen auch
10 anerkennen, dass eben jene Harmonisierung auch ihre Kehrseite, gerade für die Freiheit der
11 Wirtschaft, haben kann. Als Liberale befinden wir uns gewissermaßen in einer Zwickmühle:
12 einerseits lehnen wir (zu hohe) gesetzliche Standards oftmals ab und vertrauen stattdessen auf
13 den freien Markt, andererseits bekennen wir uns zum freien Waren- und Dienstleistungsverkehr
14 und möchten nichttarifäre Handelshemmnisse vollständig abbauen. Einen weites gehenden
15 Verzicht auf Standards werden wir in Europa jedoch kaum durchsetzen können. Folglich ist es
16 gut, dass es auch einen dritten Weg gibt: 

17 Wir ermöglichen jedem einzelnen Mitgliedstaat von den europäischen Standards für Produkte
18 und Dienstleistungen, die auf seinem Staatsgebiet angeboten werden, nach "unten" hin
19 abzuweichen. D.h. ein Produkt oder eine Dienstleistung, die die Standards der Europäischen
20 Union erfüllt, darf in jedem Mitgliedstaat ohne Ausnahme angeboten werden. Produkte und
21 Dienstleistungen, die dies nicht tun, dürfen hingegen nur in denjenigen Mitgliedstaaten
22 angeboten werden, deren Gesetze es trotzdem zulassen. Ferner sollen Produkte, die die
23 europäischen Standards erfüllen durch ein Zertifikat eindeutig gekennzeichnet werden. Diese
24 neue Herangehensweise wollen wir durch eine Ergänzung der EU-Verträge absichern. So
25 schaffen wir einen Kompromiss, bei dem alle mehr Freiheit gewinnen. 

26 Abschließend sind alle Ausnahmetatbestände, die den Mitgliedstaaten eine Beschränkung der
27 vier Grundfreiheiten des Binnenmarktes ermöglichen, aus den EU-Verträgen zu streichen. Dies
28 gilt insbesondere für die Artikel 36 und 114 Abs. 4 AEUV. 

29 Begründung: erfolgt mündlich 

30 Sunset-Klausel: 5 Jahre
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 601
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: KV Osnabrück-Stadt

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 5 Punkte für einen starken Euro

2 Trotz aller Bemühungen der letzten Jahre ist die Eurokrise alles andere als überstanden und
3 auch die Krisenfestigkeit des Euros lässt zu wünschen übrig. Dazu addiert sich eine schleppende
4 wirtschaftliche Entwicklung in vielen Mittelmeerstaaten, die auf Dauer den Zusammenhalt der EU
5 gefährdet. Es ist an der Zeit diese Probleme endlich nachhaltig, d.h. ohne Verschleppung und
6 ohne Vergemeinschaftung von Schulden und Risiko, zu lösen und die EU dauerhaft krisenfest zu
7 machen. Dazu schlagen wir folgenden Fünfpunkteplan vor:

1.8 Die EU-Regionalpolitik soll sich fortan ausschließlich mit der Entwicklung
9 strukturschwacher Regionen befassen. Hierdurch soll das Gesamtvolumen der

10 Regionalpolitik zurückgefahren werden und über eine Senkung der Mitgliedsbeiträge den
11 Mitgliedstaaten mehr finanzieller Spielraum verschafft werden. Geld für regionale und
12 lokale Projekte ist auf regionaler bzw. lokaler Ebene besser aufgehoben, da hier einfach
13 mehr Expertise für eine sinnvolle Verwendung der Mittel zur Verfügung steht.

2.14 Die Agrarsubventionen müssen innerhalb von fünf Jahren vollständig abgebaut werden.
15 Mit dem Geld sollen Konjunkturpakete für jene Krisenstaaten geschnürt werden, die den
16 Stabilitäts- und Wachstumspakt einhalten und notwendige Strukturreformen durchführen.
17 Über fünf weitere Jahre sollen auch diese Konjunkturpakete schrittweise schrumpfen und
18 letztlich eingestellt werden. Über Senkungen der Mitgliedsbeiträge ist der Großteil des
19 freiwerdenden Geldes direkt den Mitgliedstaaten zur Verfügung zu stellen. 

3.20 Der Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) soll zu einem Europäischen
21 Währungsfonds aufgewertet werden. Dieser soll künftig zum einen, über eine
22 konsequente Anwendung des Stabilitäts- und Wachstumspakts wachen, zum anderen
23 soll er Eurostaaten, die in Zahlungsschwierigkeiten geraten, mit Krediten gegen
24 Strukturreformen aushelfen.

4.25 Der Einheitliche Bankenaufsichtsmechanismus ist zu stärken und von der EZB zu
26 trennen. Weiterhin ist der Einheitliche Abwicklungsmechanismus konsequent
27 anzuwenden und die Rettung insolventer Banken zu verbieten. Statt einer gemeinsamen
28 Einlagensicherung wollen wir die europäischen Mindeststandards für die nationalen
29 Einlagesicherungen verschärfen.

5.30 Zu guter Letzt ist eine Insolvenzordnung für die Staaten der Eurozone zu verabschieden,
31 um die fortlaufende Verschleppung eines Staatsbankrotts zu verhindern. Als Alternative
32 muss es insolventen Staaten möglich sein die Eurozone zu verlassen, ohne dabei die
33 Mitgliedschaft in der Europäischen Union aufgeben zu müssen.

34 Begründung: erfolgt mündlich 

35 Sunset-Klausel: 5 Jahre
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 700
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: Piet Schwarz, Nemir Ali, Brian Otten

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 OpenPGP als Verschlüsselungsstandard in Behörden
2 einführen

3 Die Jungen Liberalen Niedersachsen fordern die FDP Niedersachsen auf, sich im Landtag für die
4 Einführung von OpenPGP als Verschlüsselungsstandard in Nds. Landesbehörden einzusetzen. 

5 Hierzu sollen per E-Mail erreichbare Mitarbeiter einer Behörde auch verschlüsselt erreichbar
6 sein. Dies soll über die Anwendung "GnuPG" ("Gpg4win" auf Windows-, "GnuPG for OS X" auf
7 OS-X-Systemen) realisiert werden. Außerdem sollen durch Behörden vorgenommene
8 Verschlüsselungen - wie die Verschlüsselung von Abschlussprüfungen - künftig über GnuPG
9 abgewickelt werden. 

10 Begründung: OpenPGP gilt seit jeher als "unknackbare" Verschlüsselungsmethode, die mit der
11 Anwendung "GnuPG" unter der GNU GPL Lizenz kostenlos nutzbar ist. Im Rahmen der
12 Digitalisierung, die die FDP und die JuLis anstreben, sollten Korrespondenzen mit Behörden
13 auch per E-Mail geheim und verifizierbar sein. 

14 Sunset-Klausel: 5 Jahre
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 701
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: KV Region Hannover

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 Chancengleichheit beim ESC

2 Der ESC wird zu einem relativ großen Teil von den sogenannten "Big-Five" (Deutschland,
3 Großbritannien, Frankreich, Spanien, Italien) finanziert. Diese Länder müssen sich daher nicht
4 erst in den Vorrunden für das Finale qualifizieren, sondern nehmen automatisch an diesem Teil. 

5 Dies widerspricht dem liberalen Grundgedanken der Chancengleichheit. 

6 Dementsprechend sollen sich zukünftig alle Länder gleichermaßen für die Finalteilnahme
7 qualifizieren müssen. 

8 Sunset-Klausel: 5 Jahre
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 702
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: LAK Netzpolitik & Digitales

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 vi antrag.tex - OpenSource-Technologien in der
2 Verwaltung!

3 Die Jungen Liberalen Niedersachsen fordern, dass die in öffentlichen Einrichtungen verwendete
4 Software in den kommenden Jahren mindestens auf open-source, besser auf freie Software
5 umgestellt werden muss. Sämtliche mit öffentlichen Mitteln finanzierte Software muss frei
6 verfügbar sein. Bei durch IT-Sicherheitsexperten begründeten Bedenken darf in Ausnahmefällen
7 der Sourcecode oder Teile davon unter Verschluss gehalten werden, wenn dadurch
8 beispielsweise die Funktionsweise oder Sicherheit der Daten der Behörden gefährdet wäre. 

9 Im Rahmen dieser Umstellung sind aktuelle Verschlüsslungsmethoden als Standard zu
10 etablieren sowie die Prozesse auch in Frage zu stellen; es soll nicht bloß die bisherige
11 Verwaltung umgestellt, sondern, wo möglich, Automatisierungspotential genutzt und Zeit sowie
12 Geld gespart werden. 

13 Sunset-Klausel: 10 Jahre.
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Antrag zum 74. Landeskongress Antrag 703
der Jungen Liberalen Niedersachsen am 04./05. November 2017 in Hannover

Antragsteller: LAK Netzpolitik & Digitales

Status: ❏ angenommen ❏ nicht angenommen ❏ verwiesen an ______________________

Der 74. Landeskongress möge beschließen:

1 Keine verdorbene Zwiebeln - gegen staatliche
2 Überwachung von Anonymisierungsnetzwerken!

3 Die Jungen Liberalen Niedersachsen fordern, dass anonyme Netzwerke wie TOR (The Onion
4 Router) nicht als spezielles Angriffsziel deutscher Sicherheitsbehörden und -dienste gelten. Das
5 Betreiben von "bad exit-nodes", d.h. Servern, die die eigentliche anonyme Kommunikation
6 unterstützen sollen, dabei jedoch den Datenverkehr mitschneiden, durch staatliche Einrichtungen
7 ist zu unterlassen. Die Zusammenarbeit mit ausländischen Geheimdiensten (z.B. der NSA), um
8 die TOR-Technologie (oder andere) auszuhebeln, ist einzustellen. 

9 Begründung: Erfolgt mündlich. 

10 Sunset-Klausel: 5 Jahre. 
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